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:10. Gesetz: Gebrauchsabgabegesen 1966. 

20. 

Gesetz vom 8. Juli 1966 über die Erteilung 
von Erlaubnissen zum Gebrauch von öffent­
lichem Gemeindegrund und die Einhebung 
einer Abgabe hiefür (Gebrauchsabgabegesetz 

1966). 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

Abschnitt I 

§ 1 

Gehr a uc.hs er 1 au bnis 

(1) Für den Gebrauch von öffentlidi.em Ge­
meindegrund, der als Verkehrsiläche dem öffent­
Jidien Verkehr dient, samt den dazugehörigen 
Anlagen einschließlich seines Untergrundes und 
des darüber befindlichen Luftraumes ist vorher 
eine Gebrauchserlaubnis zu erwirken, wenn der 
Gebrauch über die widmungsmäßigen Zwecke 
dieser Fläche hinausgehen soll. 

keit des Verkehrs, städtebauliche Interessen, Ge­
sichtspunkte des Stadt- und Grünlandbildes oder 
Umstände des Natur-, Denkmal- oder Boden­
schutzes, entgegenstehen; bei Erteilung der Ge­
braucliserlaubnis sind Bedingungen, Befristungen 
oder Auflagen vorzuschreiben, soweit dies zur 
Wahrung dieser Rücksichten erforderlich ist. 

(3) Die Gebrauchserlaubnis kann einer physi­
schen Person~ einer juristischen Persofit einer 
Mehrheit solcher Personen, einer Erwerbsgesell­
schaft des bürgerlichen Rechtes oder einer Per­
sonengesellschaft nach Handelsredit erteilt wer­
den. In den Fallen des § 3 Abs. 1 darf die Ge­
brauchserlaubnis nur dem Eigentümer der Bau­
lidikeit erteilt werden. 

( 4) Bescheide über die Erteilung einer Ge­
brauchserlaubnis, bei deren Erlassung ein Ver­
sagungsgrund nach Abs. 2 gegeben war, leiden an 
einem mit Nichtigkeit bedrohten Fehler. 

(5) Anläßlich des Antrages auf Erteilung der 
(2) Die im angeschlossenen Tarif angegebenen Gebrauchserlaubnis ist die Zustimmung des 

Arten des Gebrauches von öffentlichem Ge~ ! Eigentümers der Liegenschaft, bei Bauwerken auf 
meindegrund (Abs. 1) gehen über die widmungs- '. fremdem Grund und Boden überdies die Zustim-
mäßigen Z-..vecke hinaus. mung des Ejgentümers der Baulichkeit, von der 

(3) w 1 · G b , · S' d aus jeweils der Gebrauch erfolgt oder erfolgen ""enn eine e raurnsart i:m inne es . . . 
b · · · 1 d b soll; nachzuweisen, sofern die Zustlmmung zu A s. 2 m emem genngeren a s em angege enen d . d I · ,_ G b .>. b d 

f · _.. d II l er m1t er g e1cnen e raucnsart ver un enen Um ang tn Anspruu1 genommen virer en so , B . .. _t_ • d E' i , -'-

b d f · f k · b ..t.. ee1ntramt1gung es 1gentumsre„-utes n1mt e ar der geringere Um ang emer Ge rauu1s- eh f „h · d E 1 b , „ 
erlaubnis. s on ru :r einem an eren r au n1strager ge-

geben wurde. 

§2 

Erteilung der Gebrauchserlaubnis 

(1) Die Erteilung einer Gebrauchserlaubnis ist 
nur auf Antrag zulässig. Wenn für die Durch­
führung eines Vorhabens neben einer Gebrauchs· 
erlaubnis eine Bewilligung nach baupolizeilichen 
oder straßenpolizeilichen Vorschriften erforder­
lich ist, gilt das Ansuchen um Erteilung der bau­
polizeilichen oder straßenpolizeilichen Bewilli· 
gung auch als Antrag auf Erteilung der Ge­
brauchserlaubnis. 

(2) Die Gebrauchserlaubnis ist zu versagen, 
wenn dem Gebrauch öffentliche Rücksichten, wie 
Umstände sanitärer oder hygienischer Art, 
Gründe der Sicherheit, Leichtigkeit und Flüssig· 
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§ l 

Wirkung der Gebrauchserlaubnis 

(1) Wurde die Gebrauchserlaubnis für Arten 
des Gebrauches gemäß Tarif A, Post 1 bis 5, er­
teilt, so steht sie dem jeweiligen Eigentümer der 
Baulichkeit zu, von der aus der Gebrauch er­
folgt oder erfolgen soll. 

(2) In allen übrigen Fällen ist die Wirksamkeit 
der Gebrauchserlaubnis auf denjenigen Erlaubnis­
träger beschränkt, dem die Gebrauchserlaubnis 
erteilt worden ist. Ist der Erlaubnistriiger eine 
physische Person, so geht die Gebrauchserlaub­
nis nach dem Tod des Erlaubniscrägers auf seine 
Verla<Senschaft über. 
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